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WennLinkeundGrünedemons-
trieren, dann tun sie das zuFuss
oder auf demVelo – sicher nicht
mit dem Auto. Eine Ausnahme
istdieBernerLinksaussenpoliti-
kerinSimoneMachado,diemit
dem eigenen politischen Lager
dasHeuschon längernichtmehr
auf der gleichen Bühne hat: Die
StadträtinderGrünalternativen
Partei setzte sichextra ineinMo-
bility-Auto, um als Teil eines
Konvois gegendieCoronamass-
nahmen zu protestieren.

Deutschland hat ein strengeres
Coronaregime installiert als die
Schweiz.Quasi symbolischzeig-
te sichdasbei einemTreffender
beiden Gesundheitsminister:
Karl Lauterbach trug FFP2-,
AlainBerset eine gewöhnliche
Maske.

Bei Schweizer Olympiasiegen
gratulierenBundesrätegernden
erfolgreichen Sportlerinnen.
Zum Pflichtenheft gehört dies
für Sportministerin Viola Am-
herd.AufTwittergreift siedabei
zu ihren Lieblings-Emojis, den
applaudierenden Händen und
der zur Faust geballten Hand.
Bundespräsident Ignazio Cas-
sisbevorzugtdennachobenge-
strecktenDaumen.Die geballte
Faust benutzte er auf Twitter
letztmals imDezember zur Fei-
er des Genfer Volksfests Esca-
lades. EinVideo zeigt ihndabei,
wieerdemBrauchentsprechend
gemeinsammiteinerEDA-Lehr-
tochter mit einem Faustschlag
einenSchokoladentopfzertrüm-
mert. Cassis schlug soheftig zu,
als gehe es umOlympiagold.

Interne Untersuchung eskaliert:
ETH entlässt zwei Revisoren
Wirtschaftsprüfer der ETHwollten ihren Job genaumachen – und verloren ihn dabei. Ein Streit umTransparenz.

AndreasMaurer und
ChristianMensch

In der Romandie spricht man
stolz vom «Health Valley» – in
Anlehnung an das «Silicon Val-
ley» in San Francisco. Dazu ge-
hört derCampusBiotechGene-
va.Geforschtwird zumBeispiel
aneinerSimulationdesmensch-
lichen Gehirns bis ins Detail
durch einen Supercomputer.

Der Campus gilt als Vorzei-
gebeispiel einer Public-private-
Partnership. Zwei Männer, die
zu den Reichsten der Welt ge-
hören, initiierten ihn:dieUnter-
nehmerHansjörgWyss und Er-
nestoBertarelli.DieMilliardäre
kauften den Gebäudekomplex
2013 für 310MillionenFranken
vomPharmakonzernMerckSe-
rono, als dieser seinen Standort
in Genf schloss. Für elf Millio-
nen pro Jahr vermieten sie ihn
seither aneineTrägerschaftmit
der ETH in Lausanne, kurz
EPFL,demKantonundderUni-
versität Genf.

Die Freude über den Deal
war so gross, dass er so schnell
wiemöglichunterzeichnetwur-
de. Der ETH-Rat, der als über-
geordnete Instanz der EPFL für
deren Immobilien verantwort-
lich ist, konnte ihn nur noch ab-
nicken.Zeit für kritischeFragen
blieb keine.

Die Abklärungen wurden
erst im Nachhinein durchge-
führt.Dafür zuständig ist das in-
terne Audit des ETH-Rats. Das
ist quasi dieFinanzkontrolleder
ETH. Die Revisoren wollten
untersuchen, ob der Deal mit
den Milliardären wirklich zum
Vorteil der Hochschule ist, ob
die Strukturen sauber organi-
siert sind und ob die Strategie

Sinnmacht.Dochdabei stiessen
sie auf erheblichenWiderstand.
Dies zeigenGerichtsurteile und
Berichte, die der ETH-Rat ge-
stützt auf das Öffentlichkeits-
prinzip herausgebenmusste.

GeheimeDokumenteund
einentschärfterBericht
Ineiner erstenFassung ihresBe-
richts schrieben die Auditoren:
Die EPFL habe ihnen nicht alle
relevanten Dokumente heraus-
gerückt. Deshalb könnten sie
keine Verantwortung überneh-
men, dass ihre Beurteilungen
vollständig und richtig seien.

Die EPFL reagierte mit
einem Gegenangriff. Sie kriti-
sierte die Revisoren undwählte
dafür «erniedrigende» Worte,
wie der Leiter des internen Au-
dits feststellte. Er weigerte sich
deshalb, die Stellungnahmewie
üblich in den Bericht aufzuneh-

men.Der ETH-Rat, zu demdas
interne Audit gehört, musste
denKonflikt lösen. Er hätte sei-
ne Auditoren vorbehaltlos
unterstützen können. Doch er
wählte einanderesVorgehen.Er
beauftragtedieRevisionsgesell-
schaft KPMG, die Arbeit seines
internen Audits zu überprüfen.
Dieses sah darin einen Angriff
auf seineUnabhängigkeit.

Die KPMG stellte in ihrem
Bericht zwar fest, dassdieETH-
Auditorennach internationalen
Standards arbeiteten. Doch sie
empfahl, die Kritik zur verwei-
gerten Herausgabe von Doku-
mentenzu streichen. Inderfina-
len Version fehlt diese nun.

Dabei ist fürdieCompliance-
ExpertinMonikaRothdie Sach-
lage eindeutig: «Die internen
Revisoren haben ein uneinge-
schränktes Recht auf Informa-
tion, können alle Akten einse-

hen und Auskünfte verlangen,
die zurErfüllung ihrerAufgaben
notwendig sind.» Der Ent-
scheid,welcheDokumente rele-
vant sind, liege dabei aus-
schliesslich bei ihnen.

EineRevisorinundeinRevi-
sor konntendenEingriff in ihren
Bericht nicht akzeptieren. Ein
Revisor weigerte sich deshalb,
den Bericht zu unterzeichnen,
und eine Revisorin weigerte
sich,mitderKPMGzukooperie-
ren. Die EPFL übte Druck auf
die beiden aus, ihre Haltung zu
ändern. Darauf wurden sie
krankund reichtenArztzeugnis-
se ein. Später wurden sie vom
ETH-Rat entlassen, weil sie
Weisungen nicht befolgten.

Die beiden Revisoren weh-
ren sich vor Gericht gegen die
Kündigung. Vor dem Bundes-
verwaltungsgericht haben sie
teilweise recht und Entschädi-

gungen von einem halben Jah-
reslohn erhalten. Doch ihr Ziel
habensienicht erreicht. Siewol-
len eine Bestätigung, dass die
Kündigungen missbräuchlich
waren. Deshalb gehen sie nun
vor Bundesgericht.

CampusBiotech:Massive
Governance-Schwächen
Selbst der entschärfte Auditbe-
richt stellt demCampusBiotech
kein schmeichelhaftes Zeugnis
aus.DerHauptvorwurf lautet, es
fehle eine Strategie. Die Rollen
und Verantwortlichkeiten der
unterschiedlichenAkteure seien
nicht definiert. Dies sei auch
finanziell riskant, weil Geld in
Stiftungen fliesse, welche die
Hochschule nicht kontrolliere.
Sie solle deshalb alle Verträge
nochmals überprüfen.

Die EPFL weist die Kritik in
einer Stellungnahme teilweise
zurück.DadieHochschuleeben
nicht die einzige Akteurin sei,
könne sie dem Campus nicht
eine Strategie verordnen. Die
Auditoren würden die Regeln
des teilweiseprivat finanzierten
Campus nicht verstehen.

Die Risiken in Genf, wie sie
durch die EPFL eingehandelt
wurden, verantwortet derETH-
Rat. Schon beimKongresszent-
rum inLausannewar es zu ähn-
lichen Problemen gekommen.
Hat die ETH gegenüber der
EPFL ein Aufsichtsproblem?

DerETH-Rat sagt aufAnfra-
ge, er verbessere seine Aufsicht
stetig. Diese sei heute «State of
the Art»; nichts deute aufMiss-
ständehin.Die interneRevision
wird es sich allerdings künftig
vermutlich zweimal überlegen,
ob sie allfälligenHinweisen auf
solche auch nachgehen soll.
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Nur die Fassade ist transparent: Der Campus Biotech in Genf. Bild: Imago

Viola Amherd. Bild: Keystone

Das neue Tabakproduktegesetz von Bundesrat und Parlament
schützt die Jugend ohne Gewerbe und Wirtschaft zu schaden.

Das neue Tabakproduktegesetz verbietet:

• Verkauf von Tabakprodukten schweizweit an unter 18-jährige
• Abgabe von Gratismustern
• Plakatwerbung
• Werbung im Kino
• Werbung in und an öffentlichen Gebäuden
• Werbung im öffentlichen Verkehr und sämtlichen Haltestellen
• Sponsoring von internationalen Anlässen
• Sponsoring für Anlässe welche sich an Jugendliche richten
• Werbung auf Internetseiten für Jugendliche
• Werbung in Zeitschriften und Zeitungen für Jugendliche

Die extreme Werbeverbots-Initiative ist also überflüssig.
Alle bürgerlichen Parteien sagen deshalb NEIN zur Werbeverbots-
Initiative, weil das neue Tabakproduktegesetz besser ist.

Heute Tabak!

Überparteiliches Komitee gegen Werbe-Verbote, Postfach, 8021 Zürich

zur extremen Verbots-Initiative

werbeverbote-nein.ch

Morgen Cervelat?


